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Der rasante Wandel in der Arbeitswelt und in Folge auch

der Wandel der Rollen in der Familie haben bewirkt, dass

sich private wie öffentliche Arbeitgeber schon seit über

10 Jahren mit Fragen einer nachhaltigen Personalent¬

wicklung beschäftigen und dabei immer auch das Span¬

nungsfeld Eltern rolle - Arbeitnehmerrolle berühren. Des¬

halb baut der Beitrag auf der These auf, dass gerade der

Wandel in der Arbeitsgesellschaft zwangsläufig eine

starke öffentliche Verantwortung der Wirtschaft für das

Aufwachsen nach sich gezogen hat, auch wenn dies in

der öffentlichen Diskussion bisher nicht so zur Kenntnis

genommen wurde und erst einen Einstieg in diese Proble¬

matik darstellt. Die Autorin zeigt anhand von Beispielen
aus den klassischen Feldern der Kinder- und Jugendhilfe

wie Elternbildung und -beratung sowie Kinderbetreuung

auf, wie diese Verantwortung - wenn auch oft erst im

Modellcharakter- wahrgenommen wird. Dies ist immer

noch ungewöhnlich, da gerade die Systeme Familie und

Wirtschaft auch gegenwärtig noch weithin als diametral

entgegengesetzte Bereiche wahrgenommen werden.

»Die Bedingungen des Aufwachsens in dieserGe-

sellschaft verlangen ein verändertes Ineinandergrei¬

fen von privater und öffentlicherVerantwortung« (Elfter

Kinder- und Jugendbericht, S. 42). Die Berichtskommission

will damit anregen, zu einem neuen Verständnis der Auf¬

gaben zu kommen, die Eltern und Kinder, die Staat und

Gesellschaft heute wahrzunehmen haben. Dies vor allem

vordem Hintergrund, dass durch veränderte Bedingungen
des Aufwachsens die als privat definierte Verantwortung

der Eltern für ihre Kinder heute zu einer strukturellen Über¬

forderung geführt hat (Elfter Kinder- und Jugendbericht,

S. 58). Unbeschadet derTatsache, dass insbesondere die

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe die öffentliche

Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern und Ju¬

gendlichen tragen, machtder Bericht aberauch darauf
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aufmerksam, dass die gesellschaftlichen Rahmenbedin¬

gungen ganz wesentlich zu einerfamilienunfreundlichen

und kinderfeindlichen Gesellschaft beitragen, die Wirt¬

schaft als Taktgeber auch von Rahmenbedingungen mit¬

hin ein zentraler Partner bei derWahmehmung einer ge¬

meinsamen öffentlichen Verantwortung ist. Aufwachsen in

öffentlicher Verantwortung heißt: »Die Lebensbedingun¬

gen von Kindern und Jugendlichen so zu gestalten, dass

Eltern und junge Menschen fürsich selbst und füreinander

Verantwortung tragen können« (Elfter Kinder-und Jugend¬

bericht, S. 59).

Zwei bisher getrennte Bereiche nähern sich an:

Familie und Wirtschaft

Ein Grundprinzip der Industriegesellschaft noch bis Anfang
der 7oer-Jahre war das der funktionalen Transparenz

0. Scott). Dieses Prinzip hatte z. B. im Taylorismus seinen

Ausdruck gefunden, bei derStadtplanunginderTrennung

von Arbeiten und Wohnen und in der Familie in der klaren

Aufgabenteilung zwischen Mann und Frau. In derFamilie

war der männliche Haushaltsvorstand für die ökonomi¬

sche Sicherheit zuständig und von den häuslichen Pflich¬

ten und Aufgaben weitgehend freigestellt. Diese funktio¬

nale Arbeitsteilung ermöglichte eine ununterbrochene Ver¬

fügbarkeit des Mannes in der Arbeitswelt. Dieses Prinzip
hat sich allerdings nicht allein dadurch durchgesetzt, dass

es sich unter ökonomischen Kategorien als effizient erwie¬

sen hat, damit waren auch bestimmte Wertvorstellungen

verbunden. Eine dieserzentralen Wertvorstellungen sah

die mütterliche Erziehunggegenüberallen anderen Erzie¬

hungsformen als überlegen an und ordnete alle anderen

Formen der Erziehung dieser nach. Die Sozial- und Fami¬

lienpolitik mit ihren verschiedenen Unterstützungsleistun¬

gen hat sich diesem Prinzip angepasst.

Aufgrund der strukturellen Wandlungstendenzen in

der Volkswirtschaft wurden in nureinerGeneration die

Industriearbeitsplätze von 50 auf 33 Prozent abgebaut -

einhergehend mit einerAusweitung des Dienstleistungs¬
sektors sowie der Entwicklung des so genannten High¬
techarbeitsmarktes (Bertram 1997). Kennzeichen dieses

Wandels sind nicht nur flexiblere Arbeitszeiten, kurzfris¬

tigere Beschäftigungen und Patch-Work-Biografien, son¬

dern auch ein größeres Interesse an höher qualifizierten
Frauen. Die Knappheit an qualifizierten Kräften, die auf¬

grund der demographischen Entwicklungstendenzen sich

in den nächsten Jahren noch verstärken wird (Enquete-
Kommission DemographischerWandel, 1999), weist auf

eine paradoxe Situation hin. Einerseits wird den qualifi¬

zierten Kräften ein noch größeres Arbeitsvolumen abver¬

langt, andererseits wird die private Lebenswelt für den

Arbeitgeberimmerwichtiger: Insbesondere durch eine

mangelnde Balance zwischen Privatleben und Beruf kön¬

nen Krisen und Motivationsblockaden entstehen und da¬

mit mitunter Fehlleistungen oder (Flucht in die) Krankheit

produziert werden. Eine stark wachsende »Work-Life-In-

dustrie«, die vielfältigen Service für eine bessere Ausba¬

lancierung anbietet, spiegelt dies wider (Erler, G. 2002).

Mit dieser Entwicklung sind zwei zentrale gesellschaftspo¬
litische Fragestellungen verbunden: wie die Gleichwertig¬

keit der Geschlechter hergestellt werden kann und mit

dieser gleichzeitig positive Entwicklungschancen der Kin-

derin Einklangzu bringen sind.

In den USA hat man - auch vordem Hintergrund ei¬

ner dort fast völlig fehlenden sozialstaatlichen Infrastruk-

turfürdie Kinderbetreuung und eines insgesamt deutlich

»härteren« Arbeitsklimas - schon Vorjahren erkannt, dass

die rigorose Trennung von Arbeitswelt und Familie - als

Ergebnis des Industriezeitalters - keine Zukunft mehr hat.

Eine familienfreundliche Arbeitswelt wird sogar als Vorteil

im internationalen Wettbewerb angesehen. So berichtet

z. B. die Business Week (9/1996), dass immerhin 37 der

tausend größten Aktiengesellschaften bereits eine Politik

familienfreundlicher Arbeitswelt verfolgen. Es handelt sich

hierbei vor allem um Unternehmen aus dem Hightechbe¬

reich, den Finanzdienstleistungen und der Freizeitindust¬

rie. Die Untersuchungsergebnisse bei diesen wie auch bei

anderen Unternehmen zeigen immerwieder, dass solche

Maßnahmen in der Regel von den Unternehmen wie von

den Angestellten als »win-win-Situation« interpretiert wer¬

den. In die gleiche Richtung zielte eine breit angelegte
Initiative des amerikanischen Präsidenten Clinton, bei der

es darum ging, in etwa 60 staatlichen Einrichtungen fami¬

lienfreundliche Maßnahmen zu entwickeln und umzuset¬

zen (Report Office ofPersonnel Management 1998).

Trotz Annäherung bleiben strukturelle Widersprüche

In Deutschland wird eine familienfreundliche Arbeitswelt in

weiten Kreisen der Bevölkerung und der Öffentlichkeit im¬

mer noch als Teil der Sozial-und Frauenpolitik begriffen.
Eine familienfreundliche Arbeitswelt wird in der Regel nur

deswegen als erforderlich erachtet, weil Frauen heute in

gleicherweise wie Männeram Beruf partizipieren wollen.

Die in den letzten Jahrzehnten vermehrte Teilhabe der

Frauen an Bildung und am Berufsleben hat ihnen ein

nicht vorhergesehenes Ausmaß an ökonomischerSelb-

ständigkeit und Gleichberechtigung gebracht, wobei die

Bedeutung, die der Mutter-Kind-Dyade zugemessen wird,

gleich geblieben ist bzw. sogar eher noch zugenommen

hat. Diese Konzentration der Diskussion auf die Bedürfnis¬

se von Frauen als Mütter im Rahmen einerfamilienfreund-

lichen Arbeitswelt hat aber sowohl von den strukturellen

Wandlungstendenzen modernerVolkswirtschaften als

auch von den Änderungen der Familie selbst abgelenkt.
Da aber gerade die Zeit zwischen dem 25. und 40.

Lebensjahr, also der Zeit der Familiengründung und des

Familienaufbaus, auch die Zeit ist, in der von dieser Alters-
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gruppe aus betrieblicherSicht besonders hohe Flexibilität,

Mobilität und ein verstärktes berufliches Engagement ge¬

fordert wird, produziert diese Zerreißprobe partnerschaft¬

liche Konflikte, die mehrheitlich dadurch gelöst werden,

dass Frauen die Verbindungvon Beruf und Familie entwe¬

der »individualistisch« mit hohen Belastungen zu bewälti¬

gen versuchen oderganz auf Kinderverzichten. Derhohe

Scheidungsberg bei Eltern mit Kindern zwischen drei und

vier Jahren ebenso wie die hohe Kinderlosigkeit bei

Hochschulabsolventinnen sind ein Indiz fürdieses Span¬

nungsfeld (Bien 1996). Dazu gehört auch, dass das tradi¬

tionelle »Drei-Phasen-Modell« (Berufstätigkeit, Aufgabe
des Berufs bei Geburt eines Kindes für eine längere Zeit,

spätere Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit) weiter an

Bedeutung verliert, wie eine 1977,1985 und 1996 durchge¬
führte Vergleichsuntersuchung zum Berufsverlaufvon

Frauen zeigt (Engelbrech 1997). Der verbesserte Zugang

von Frauen zu qualifizierter Bildung hat sich auch als

strukturierendes Element für ihre weitere Lebensplanung
erwiesen: Je höher die Bildung, desto später eine Ehe und

Kinderund desto häufigerderWunsch einerkürzeren

Berufsunterbrechung bzw. derWunschnacheinerGleich-

zeitigkeit von Erwerbstätigkeit und Familie (Bien 1996,

Seidenspinner et al. 1996). Nicht zuletzt auch unter dem

Einfluss der Frauenbewegung hat ein Wertewandel statt¬

gefunden. Familie ist nicht mehrderalleinige Bezugspunkt
im Leben von Frauen, sondern derBeruf hat inzwischen

die gleiche Bedeutungfürsie (Seidenspinner etal. 1996).
Dabei wurde von Seiten der Frauen gleichzeitig ein

verstärktes männliches Engagement in der Familie gefor¬

dert, was spürbar einen Einstellungswandel bei der jünge¬

ren Männer- und Vätergeneration bewirkt hat. Dieser Wan¬

del lässt sich u. a. am verstärkten Engagement der Väter

bei der Betreuung und im Umgang mit ihren Kindern beob¬

achten und an der öffentlichen Forderung-wenn auch

bislang nurvon einer kleinen Minderheit vertreten - nach

»aktiverVaterschaft« und nach einer besseren Vereinbar¬

keit von Beruf und Vaterschaft.

Somit ist die Frage derVerbindung von Beruf und

Familie nicht nur eine Frage von Rahmenbedingungen,

wie z. B. flexibleren Arbeitszeiten und bedarfsgerechter

Kinderbetreuung, sondern sie zielt vor allem darauf ab zu

klären, wie die Rolle des Mannes aus ihrer funktional ein¬

seitigen Definition als Haupternährer und »Berufsmensch«

herausgelöst werden kann. Dazu bedarf es mehrals nur

eines individuellen »Umerziehungsprozesses«, notwendig

istvielmehreinkulturellerWandel, dervorallem auch von

Unternehmen getragen werden muss. DerWunsch, »mehr

Vater sein zu können«, zeigt sich in allen neueren Studien.

Allerdings stößt seine Realisierung schnell an Grenzen:

Neben finanziellen Gründen wird vor allem die Unwilligkeit
der Arbeitgeber genannt, Vätern z. B. einen Teil des Erzie¬

hungsurlaubs zu gewähren (Vaskovics/Rosti999).
Gerade aber die beidseitige Rollenzufriedenheit hat

entscheidenden Einfluss auf das Familien klima und damit

verbunden auf eine positive Entwicklung der Kinder. For¬

schungen aus den USAzeigen, dass eine familienfreund¬

lichere Arbeitskultur bei erwerbstätigen Paaren auch eine

zufriedenere Partnerschaft ermöglicht, deutlich Stress re¬

duziert und damit zu einem guten Familienklima beiträgt

(Fuligini et al. 1995). Damit konnte empirisch nachgewie¬

sen werden, dass die Zufriedenheit mit der Arbeitssitua¬

tion mehr Einfluss auf die Beziehungen in der Familie hat

als bisherangenommen - insbesondere auf den Umgang

mit den Kindern. Aber auch umgekehrt, dass ein positives
Familienklima die Arbeitsmotivation und das Arbeitsklima

in den Betrieben fördert (Fuligini et al. 1995). Auch wenn

aufgrund der unterschiedlichen sozialstaatlichen Zu¬

schnitte die USA nicht mit Deutschland eins zu eins zu ver¬

gleichen ist, sind diese Ergebnisse für die bundesrepubli¬
kanische Debatte von großer Bedeutung.

Welche Lösungen haben private und öffentliche

Arbeitgeberin Deutschland als Antwort auf die bisher

scheinbarstrukturelle Unvereinbarkeitvon Familie und

Beruf gefunden, und welchen Beitrag haben sie damit zu

dergesamtgesellschaftlichen Frage des Aufwachsens in

Öffentlicherverantwortung geleistet?

Elternschaft leben - ein Thema in der betrieblichen

Ausbildung und im Unternehmensalltag

Die Entscheidungfürodergegen ein Kind ist in der Part¬

nerschaft - zumindest idealiter- immer eine gemeinsa¬

me. 80 % der Frauen entscheiden sich nach der Geburt,

kurzfristig aus dem Erwerbsleben auszusteigen, um in der

Anfangsphase beim Kind zu sein. Der Wiedereinstieg ins
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Berufsleben hängt - neben einer guten Kinderbetreuung
-

ganz wesentlich davon ab, ob der Partner diese Ent¬

scheidung nicht nur mitträgt, sondern auch aktiv unter¬

stützt. Die bei diesen Aushandlungsprozessen vorhande¬

nen Konfliktpotentiale, wie etwa die Ressource Zeit unter¬

einanderaufgeteilt wird, wie die (Haupt-)Emährerrolle de¬

finiert wird, wie sich die Geschlechtsrollen generell struk¬

turieren und ob es zu einer Retraditionalisierung der weib¬

lichen Rolle als Mutter kommt, interessieren mittlerweile

auch die Arbeitgeber - einerseits, weil ein zu geringerTeil

von qualifizierten Frauen nach derErziehungszeitwieder
in den Berufzurückkehrt, andererseits, weil bekannt ist,

dass Blockaden im Privaten auch zu Blockaden in Arbeits¬

abläufen führen können und jede Störung im partner¬

schaftlichen und kollegialen Umgang am Arbeitsplatz

enorme Kosten verursacht.

Das Modellprojekt: »Partnerschaftlich handeln«, das

von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung

(BZgA) mithilfe eines Teams der Pro Familia in Freiburg

durchgeführt wurde, hatte zum Ziel, Familien- und Berufs-

planungschon in derAusbildungzu verankern, um junge

Frauen und Männer rechtzeitig für das Thema empfänglich
zu machen. Hierzu wurde im ersten Schritt mit den Auszu¬

bildenden selbst gearbeitet, in einem zweiten Schritt wur¬

den innerbetriebliche Multiplikatorinnen und Multiplikato¬

ren gewonnen, um das Thema in Unternehmen längerfris-

tigzu integrieren. Begleitet wurden diese Schritte zudem

mit einerSensibilisierunggegenüber »sexueller Belästi¬

gung am Arbeitsplatz«. Damit sollte insgesamt erreicht

werden: »Auszubildende in einem eigenverantwortlichen
und gesundheitsfördernden Umgang mit dereigenen Be¬

rufs- und Familienplanung und einem partnerschaftlichen
Verhalten am Arbeitsplatz zu stärken« (Pro Familia Frei¬

burg 1998). Pro Familia Freiburg konnte für diese Thematik

Unternehmen wie die Volkswagen AG, die Deutsche Bahn

AG und die AG Reise und Touristik sowie die Telekom AG,

die Flughafen AG Frankfurt u. a. gewinnen. Zwar gab es

unterschiedliche Kooperationsverläufe, und es konnte von

der Kontaktaufnahme bis zur Durchführung der Seminare

schon mal bis zu eineinhalb Jahren dauern - dennoch

konnten in 147 Kick-off-Veranstaltungen 646 Auszubilden¬

de erreicht werden (Fichtner 2001).

Aus diesen Seminarerfahrungen wurde ein Manual

angefertigt, das vertiefende Hintergrundinformationen zu

vierThemenblöcken gibt. So beschäftigt sich der erste

Themenblock »Frauen und Männer im Betrieb« mit der

Veränderung der Rollen von Frauen und Männern, den ge¬

schlechtsspezifischen Fähigkeiten und Potentialen, der

Verbesserung gleichberechtigter Ausbildungs- und Berufs¬

chancen. DerThemenblockzwei behandelt »grenzverlet¬
zendes Verhalten am Arbeitsplatz« und bietet Hilfsange¬
bote und präventive Maßnahmen an. DerThemenblock

»Vereinbarkeitvon Familie und Beruf« setzt sich mit der

persönlichen Lebens- und Berufsplanungauseinander,
und der vierte Themenblock »kommunikatives Handeln«

unterstützt die Nutzerinnen und Nutzer des Manuals bei

Beratungssituationen sowie der Ausrichtung von Veran¬

staltungen (Domschat 2001).

Dieses Informationsmaterial dürfte umso hilfreicher

sein, als Untersuchungen bei Mädchen und jungen Frauen

kurz vor Beendigung ihrer Schullaufbahn zeigen, dass in

diesem Alter kaum Vorstellungen darüber vorhanden sind,

wie Beruf und Familie miteinandervereinbartwerden

könnten; insbesondere, dass Widersprüche zwischen den

als selbstverständlich erlebten Berufswünschen und dem

Wunsch nach Familie und Mutterschaft gerade von Haupt¬

schülerinnen kaum gesehen werden - auch dass Haupt¬

schülerinnen und Hauptschüler rollenstereotype Selbst¬

konzepte aufweisen, aber gerade die Mädchen die tradi¬

tionelle Frauenrolle als soziale Ungleichheit empfinden

(Lemmermöle-Thüsing et al. 1997).
Wenn jungen Frauen und Männern bereits in ihrer

Ausbildungdeutlich gemacht werden kann, dass Fragen

nicht nur zu dieserThematik keine Privatprobleme sind

und Betriebe dafür einen institutionellen Rahmen schaf¬

fen, ist das ein Schritt in Richtung Übernahme von Verant¬

wortung für das Aufwachsen in unserer Gesellschaft und

zwar im präventiven Sinne.

Diesem Ziel, Familienbildung in den Unternehmen

zu verankern, tragen auch die katholischen Familienbil¬

dungsstätten Dortmund und Lüdenscheid Rechnung. Sie

arbeiten mit mehreren Unternehmen in NRW unter dem

Projektthema »Betrieb und Familie - Familienbildung als

Bestandteil arbeitsorientierter Modernisierung im Betrieb«

zusammen. Die Angebote werden betriebsspezifisch und

beteiligungsorientiert entwickelt. Auftaktveranstaltungen

befassen sich allgemein mit den Wechselwirkungen be¬

trieblicher und familiärer Anforderungsstrukturen, im wei¬

teren Verlaufdifferenzieren sich meist die spezifischen
Bedarfeheraus (Hilf 2002). Dass gerade Themen wie

»Partnerschaft«, »Leben in der Familie« neben den »El¬

tern-Kind-Gruppen« sog. Wachstumsthemen für Familien¬

bildungsstätten sind, zeigt die Aktualität dieser Fragen in

unserer Gesellschaft.

Dass die Behandlung dieserThemen keine Einzel¬

fälle sind, zeigen die schon seit einigen Jahren laufenden

Arbeitskreise in Unternehmen wie Commerzbank, Deut¬

sche Bank, Lufthansa, Flughafen Frankfurt Main AG zu

Themen wie Erziehungsverantwortung von Vätern, Verän-

derungderGeschlechterrollen usw. Hierbei werden insbe¬

sondere auch Väter auf die Widersprüchlichkeit der Anfor¬

derungen in Bezug auf Familien- und Unternehmensver¬

antwortung angesprochen, aber auch generell Eltern¬

schaft und Erziehungskompetenzen von Müttern und Vä¬

tern behandelt.

Dies ist insofern eine neue Entwicklung, da anhand

der hier vorgestellten Beispiele spezifische Aufgaben aus

dem Kinder- und Jugendhilfebereich von Unternehmen mit

aufgegriffen werden, wie z. B. Aufgaben, die sich aus dem

§ 16 ergeben. Dieser bezieht sich auf die allgemeine För-
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derungderErziehungin der Familie, insbesondere wie

Mütter und Väter ihre Erziehungsverantwortung besser

wahrnehmen können (Kinder-und Jugendhilfegesetz,

Sozialgesetzbuch (SGB) VIII). Dass die Unternehmen dafür

Räume, Zeit und Geld zurVerfügung stellen, signalisiert

auch, dass sie ihre jungen Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬

terin den »privaten« Entscheidungen für Familie nicht

alleine lassen. Dass sich dies mit der Politik für Chancen¬

gleichheit verbinden lässt und auch Wettbewerbsvorteile

bringt, zeigt die Commerzbank: »Vorteile im Wettbewerb

hängen in jedem Dienstleistungsunternehmen von der

Ressource Mensch ab. Die Motivation zu hoher Leistungs¬

bereitschaft wird durch Vergütung und betriebliche Zusatz¬

leistung beeinflusst. Kreativität und Innovation - wichtige

Voraussetzungen fürwirtschaftlichen Erfolg- entstehen

jedoch in aller Regel dort, wo Menschen sich wertge¬

schätzt fühlen« (David 2002).

Steigendes Engagement der Unternehmen für flexiblere

Formen der Kinderbetreuung

Zwar ist in die Landschaft der Kinderbetreuung in den ver¬

gangenen Jahren Bewegung gekommen - aber das öf¬

fentliche Angebot reicht bisher nicht aus, um eine ange¬

messene infrastruktur für Familien mit Kindern sicherzu¬

stellen (Deutsches Jugendinstitut 1998). Impulse für

bedarfsorientiertere Angebote kommen nicht nurvon den

Eltern selbst - dies zeigt die steigende Zahl von Eltern¬

initiativen in Großstädten -, sondern auch von Unterneh¬

men zur Schaffung bedarfsgerechterer Plätze. Diese en¬

gagieren sich entwederalsTrägervon betriebseigenen

Einrichtungen, kaufen Betreuungsplätze in Einrichtungen

für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder aber beteili¬

gen sich an neuen Finanzierungsmodellen wie z. B. dem

»Public-private-Partnership«.
Dies bedeutet, Unternehmen tragen mit Kommunen

und Eltern zusammen die Kosten von Einrichtungen, wie

z. B. in dem in München dafür neu geschaffenen Förder¬

instrument der betrieblich geförderten Elterninitiativen.

Hierbei stellen Unternehmen Räume zurVerfügung bzw.

finanzieren die Raumkosten und die Erstausstattung für

die Betreuung - was aufgrund der hohen Mietkosten nicht

unbedeutend ist. Mittlerweile gibt es im Rahmen dieses

Fördermodells mehr als 11 betrieblich geförderte Eltern¬

initiativen mit mehrgruppigen Einrichtungen für 294 Plät¬

ze, die vorwiegend eine Altersmischungvon 0 bis7 Jahren

aufweisen und flexibel in ihren Öffnungszeiten sind.

Dass die Zahl der Plätze, an denen sich Unterneh¬

men beteiligen, im Vergleich zu Plätzen, die von kommu¬

nalen oder freien Trägern geschaffen wurden, prozentual

gesehen gering sind - so werden in der BRD ca. 56 000

Plätze durch Unternehmen mitfinanziert-, sagt nichts

über das steigende Engagement in diesem Bereich aus.

Bei genauerer Betrachtung engagieren sich Unternehmen

vor allem für Betreuungsformen, die sich den variablen

Arbeitszeiten besser anpassen und damit auch flexiblere

Teilzeitarbeit ermöglichen. Zudem wird versucht, Notsitua¬

tionen durch die Förderungvon »Back-up-Plätzen« Rech¬

nung zu tragen. Diese werden gebraucht, wenn die Be¬

treuungseinrichtungen Schließzeiten haben, wenn kurz¬

fristig eine Tagesmutter krank ist, wenn Weiterbildungs¬

angebote auch in den Abendstunden anstehen. Somit

setzen die von den Unternehmen mitgetragenen Einrich-
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tungen auch neue Standards und beeinflussen mithin die

Weiterentwicklung und Gestaltungsräume von Kinder¬

tageseinrichtungen in der Region.

Dieses Engagement ist seit den letzten 10 Jahren

verstärkt zu beobachten, und schon in den frühen 90er-

Jahren war damit das Interesse an der Rückkehr insbeson¬

dere von höher qualifizierten Frauen verbunden. Dabei

liegt die Kosten-Nutzen-Rechnung für Unternehmen da¬

mals wie heute neben den intrinsischen Effekten wie mehr

Mitarbeitermotivation, weniger Krankmeldungen, höhere

Unternehmensidentität vor allem auf der damit verbunde¬

nen zukunftsfähigeren Personalpolitik. Kinderbetreuung
wird heute mehr denn je als fester Bestandteil der Chan¬

cengleichheit in Betrieben gesehen.

Daneben streben etwa seit Mitte der 9oer-Jahre
mehr als 150 größere und kleinere Betriebe bundesweit

eine bessere Verbindung von Familie und Beruf an, indem

sie ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einen entspre¬

chenden Dienstleistungsservice kostenlos zurVerfügung

stellen. Eine Hauptaufgabe des von den Unternehmen ge¬

nutzten Dienstleistungsservice »pme Familienservice

GmbH« besteht darin, maßgeschneiderte Lösungen für

eine Kinderbetreuungzu finden. Im Rahmen dieser Ange¬

bote wurde aber schnell deutlich, dass die Beratung und

Vermittlungvon Kinderbetreuung nureinen Aspekt, wenn

auch einen zentralen, bei der Frage nach derVereinbar-

keitvon Beruf und Familie darstellen. Ebenso wichtig ist

auch die Unterstützung bei pflegebedürftigen oder behin¬

derten Familienangehörigen sowie Hilfestellung bei Kon¬

flikten und Krisen.

Diese Beispiele zeigen, dass immer mehr Firmen

erkennen, dass sie ihre Firmenkulturändem müssen, um

zwischen Privatleben und Beruf bzw. Familie und Beruf

eine bessere Balance als bisher herzustellen - dies auch

vor dem Hintergrund des »War ofTalents«, wonach eine

auf Chancengleichheit ausgerichtete Personalpolitik für

die Rekrutierungvon Nachwuchskräften immerwichtiger
wird: Viele junge gut ausgebildete Menschen berücksich¬

tigen bei ihrerEntscheidungfürein bestimmtes Unterneh¬

men zunehmend den Grad der Partnerschaftlichkeit zwi¬

schen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite. Die Akzeptanz
des Miteinanders von Familie und Beruf spielt in diesem

Zusammenhang eine immergrößere Rolle (David 2002).

Das bedeutet, dass immer mehr Unternehmen im klassi¬

schen Bereich der Kinder- und Jugendhilfe zu Kooperati¬

onspartnern werden und somit auch Verantwortung bei

der Erfüllung einer Pflichtaufgabe der Kommunen mitüber¬

nehmen.

Familienfreundlichkeit als integraler Bestandteil

betrieblicher Aufgabenfelder

Mit dem von der Hertie-Stiftung geförderten Audit »Beruf &

Familie« (Gemeinnützige Hertie-Stiftung 1999) wird erst¬

mals derVersuch unternommen, in einer umfassenden

und systematischen Weise die Verbindung von Beruf und

Familie als ein wichtiges betriebliches Aufgabenfeld einzu¬

führen. Das Entscheidende dabei ist, dass bei den betei¬

ligten Unternehmen, die sich einer Auditierung unterzie¬

hen, ein Bewusstseinsprozess in Gang gesetzt wird, »Fa¬

milie« z. B. nicht mehr als Ziel einzelner oder flankieren-

derbetrieblicherSozialmaßnahmen zu sehen, sondern sie

als integralen Bestandteil betrieblicher Aufgabenfelder
und Handlungsstrategien zu begreifen. Dabei verfolgt die

Auditierungzwei Zielsetzungen: als Erstes, in den Betrie¬

ben überhaupt erst einen Bewusstseinsprozess überdie

»Vereinbarkeit von Familie und Beruf« in Gang zu setzen

und als Zweites, die Konflikte zwischen Familie und Beruf

zu reduzieren. Dafür wird ein Kriterienkatalog mit 10

Handlungsfeldern erstellt, in denen das Unternehmen im

Sinne von mehr Familienfreundlichkeit aktiv werden kann.

Diese Handlungsfelder beziehen sich auf die Arbeitzeit als

eine derwichtigsten Dimensionen zurVereinbarkeitvon

Familie und Arbeitswelt, aufArbeitsabläufe und Arbeits¬

inhalte, auf Informations- und Kommunikationspolitik, auf

flankierende Serviceangebote für Familien und ein perso¬

nalpolitisches Datenmodell, in dem familienrelevante oder

familienstrukturelle Daten aufgenommen sind.

Bisher haben sich von ausgebildeten Auditoren in

der Bundesrepublik 60 Unternehmen - von Großunterneh¬

men bis zum Mittel- und Kleinunternehmen - auditieren

lassen, ebenso Arbeitgeber aus dem öffentlichen Dienst.

Wenn dieser Prozess auch erst am Anfang steht, so

bedeutet dies dennoch einen Paradigmenwechsel in der

bisherigen am Markt wie an innerbetrieblichen Leistungs¬

kriterien orientierten Unternehmenspolitik, in der Familie

als Ressource und Innovationspotential nicht oder kaum

vorkam. Um diesen Wandel zu unterstützen, versucht das

Forschungsvorhaben des DJI - »Familienkompetenzen als

Potential einer innovativen Personalpolitik«-ein Instru¬

ment zu liefern, das Erziehungszeit und Familienarbeit als

Qualifizierungszeit bewertet und nicht mehrals eine

»Fehlzeit« in der beruflichen Biografie.

Fazit

Wir plädieren dafür, nicht nur die traditionelle Aufgaben¬

teilung der Industriegesellschaft zwischen Männern und

Frauen neu zu gestalten, sondern auch die Erziehung der

Kinder in ein neues Modell zu integrieren. In einer demo¬

kratischen Gesellschaft kann eine solche Neukonzeption
aber nur auf der Basis der Gleichheit der Geschlechter auf¬

gebaut sein. Die Gestaltung einer familienfreundlichen

Arbeitswelt, die in eine Gleichstellungspolitik eingebettet

ist, übernimmt dabei eine zentrale Aufgabe. Dazu gehört

auch eine entsprechende Aufklärungs- und Lobbyarbeit
bei Verbänden, Parteien, Gewerkschaften und Regierun¬

gen, die Grundprämissen der letzten Kinder- und Jugend-
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berichte zu übernehmen - nämlich nicht nur für eine neue

Kultur des Aufwachsens der Kinder zu sorgen, sondern

auch für eine öffentliche Verantwortung, die alle gesell¬

schaftlich relevanten Gruppen, also auch Unternehmen,

mit einbezieht. Dies liefert der betrieblichen Personal¬

arbeit ein Instrument, um die gerade auch in der Familien¬

arbeit erworbenen Kompetenzen von Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern zu erkennen und als Leistungspotential zu

erschließen (Erler/Gerzer-Sass/Nusshart/Sass 2002).

Dass einige Unternehmen schon einen Anfanggemacht

haben, ermutigt, macht aberauch deutlich, dass noch ein

immenser Aufklärungsbedarf besteht, sich dieserVerant-

wortung auf breiterer Ebene zu stellen.
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